
575 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales 

über die Regierungsvorlage (497 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosenversi­
cherungsgesetz 1977 und das Sonderunterstüt-

zungsgesetz geändert werden 

Im Zusammenhang mit dem beabsichtigten 
EG-Beitritt und der Schaffung eines Europäischen 
Wirtschafts raumes sieht der gegenständliche Ge­
setzentwurf eine rechtliche Vorbereitung und 
Anpassung im Bereich der Arbeitslosenversicherung 
und Sonderunterstützung vor. In den Erläuterungen 
der Regierungsvorlage wird auf die für den Bereich 
der Arbeitslosenversicherung maßgebliche EG-Ver­
ordnung 1408/1971 verwiesen und festgestellt, daß 
die Bestimmungen des EG-Rechts unmittelbar 
gelten und direkt anzuwenden sind. Daran 
anschließend heißt es in den Erläuterungen: "Ihre 
Übernahme in das innerstaatliche Recht ist weder 
notwendig noch zuläs,sig." Im Arbeitslosenversiche­
rungsrecht sind daher nur insoweit Regelungen 
erforderlich als fehlende Bestimmungen (Sonder­
notstandshilfe für Väter) aufzunehmen oder entge­
genstehende Bestimmungen (Anspruch auf Not­
standshilfe) zu bereinigen sowie die Rahmenbedin­
gungen durch Hinweise und Klarstellungen zu 
treffen sind. Schließlich wären, da das EG-Recht 
durchaus günstigere Regelungen zuläßt, soziale 
Härten in besonderen Fällen auszuschließen. Der 
Entwurf sieht daher insbesondere vor: 

Entfall der Eintage-Regelung für nach Öster­
reich zurückkehrende Wanderarbejtnehmer, die 
hier bereits 15 Jahre ihren Wohnsitz hatten 
Einheitliche Berücksichtigung des ausländischen 
Entgeltes 
KlarsteIlung, welche Ausländer Anspruch auf 
Notstandshilfen haben 
Gewährung der Sondernotstandshilfe für Väter 
Zuständigkeitsregelungen. 

Weiters wird in den Erläuterungen der Regie­
rungsvorlage zum Ausdruck gebracht, daß neben 

den eben erwähnten Änderungen folgende Pro­
bleme einer Änderung im Rahmen des gegenständii­
ehen Gesetzentwurfes zugeführt werden sollen:' 

Versicherungspflicht des Rehabilitanden . 
Einheitliche Regelung bei den Fortbezugs-' und 
Anspruchsfristen 
Verbesserung des Anspruches auf Karenzur­
laubsgeld . für Väter und bei Teilzeitbeschäfti­
gung 
Administrative und technische Bereinigungen 
Klarstellungen und Zitierungsänderungen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Soziales hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sit­
zung am 16. Juni 1992 in Verhandlung genommen. 

An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
D 0 I i n s  e h  e k, Christine He i n d I, Dr. F e  u r ­
s t e i n, M e i s i n g e r, Edith H a l ler, DL H a f ­
n e r sowie der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales H e s o u  n. Von den Abgeordneten Hel­
muth S t 0 c k e r  und Dr. F e  u r s  t e  i n wurde ein 
Abänderungsantrag betreffend Art. I Z 7 (§ 18 
Abs. 7) gestellt. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage (497 der Beilagen) unter Berücksichtigung des 
ob erwähnten Abänderungsantrages der Abgeordne­
ten Helmuth S t 0 c k e r und Dr. F e  u r s  t e i n  mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Zu dem oberwähnten angenommenen Abände­
rungsanttag ist zu bemerken, daß dabei keine. 
inhaltlichen Änderungen erfolgen, sondern lediglich 
Klarstellungen dahingehend vorgenommen werden, 
daß 

es sich bei der Voraussetzung von Insolvenztat­
beständen um solche gemäß § 1 Abs. 1 des 
Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes handeln 
muß und 
die kollektivvertragsfähigen Körperschaften der 
Dienstgeber und Dienstnehmer zu einer Verein­
barung einer Zuschußleistung für den Arbeitslo-
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2 575 der Beilagen 

sen anzuhören sind, ihnen daraus aber keine 
Leistungsverpflichtung erwächst. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß 
für Arbeit und Soziales somit den A n t r a g, der 

Wolfmayr 

Berichterstatter 

Nationalrat wolle dem a n  g e s c h 1'0 s s e n  e n 
G e  s e t  z e n  t w u rf die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, 1992 06 1 6  

Eleonore Hostasch 

Obfrau 

I 
I 
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575 der Beilagen 3 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosen­
versicherungsgesetz 1977 und das Sonderunter­

stützllngsgesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 
Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBI. 

Nr.609, zuletzt geändert mit dem Bundesgesetz 
BGBI.Nr. 682/1991, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 1 wird nach der lit. h folgende lit. i 
eingefügt: 

"i) Personen, denen im Rahmen beruflicher 
Maßnahmen der Rehabilitation nach den 
§§ 198 oder 303 des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes berufliche Ausbildung ge­
währt wird, wenn die Ausbildung nicht auf 
Grund eines Dienst- oder Lehrverhältnisses 
erfolgt," 

2. Dem § 1 2  wird folgender Abs. 1 0  angefügt: 
,,( 1 0) Bei der Ermittlung des Einkommens aus 

selbständiger Erwerbstätigkeit für die Beurteilung 
des Anspruches auf Familienzuschlag (§ 20 Abs. 2) 
und Karenzurlaubsgeld (§ 26 Abs. 4 und § 27 
Abs. 3) ist Abs. 9 sinngemäß anzuwenden." 

3. § 1 4  Abs. 5 lautet: 
,,(5) Ausländische Beschäftigungs- oder Versi­

cherungszeiten sind auf die Anwartschaft anzurech­
nen, soweit dies durch zwischenstaatliche Abkom­
men oder internationale Verträge geregelt· ist. Bei 
dieser Berücksichtigung ausländischer Beschäfti­
gungs- oder Versicheningszeiten ist die Zurückle­
gung einer Mindestbeschäftigungszeit, im Inland vor 
der Geltendmachung des Arbeitslosengeldes nicht 
erforderlich, wenn der Arbeitslose 

1. vor seiner letzten Beschäftigung im Ausland 
insgesamt mindestens 15 Jahre seinen W ohn­
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Öster­
reich gehabt hat oder 

2. zwecks Familienzusammenführung nach 
Österreich übersiedelt ist und sein hier 

lebender Ehegatte insgesamt mindestens 
15 Jahre seinen ·W ohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt iIi Österreich hat und 

in beiden Fällen innerhalb von drei Monaten nach 
dem Ende der Beschäftigung oder der Versiche­
rungspf�icht im Ausland sich in Österreich arbeitslos 
meldet." 

4. § 15 Abs. 1 Z 2 lautet: 

,,2. um Zeiträume, in denen der Arbeitslose 1m 
Ausland 
a) beschäftigt gewesen ist; 
b) sich einer Ausbildung unterzogen hat, 

durch die. er überwiegend in Anspruch 
genommen wurde; 

c) eine qer in Z 1 angeführten vergleichbaren 
Leistungen wegen Invalidität, Berufsunfä­
higkeit oder Minderung der Erwerbsfähig­
keit, Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Kin­
dererziehung bezogen hat, soweit mit 
diesem Staat zwischenstaatliche Regelun­
gen über Arbeitslosenversicherung getrof­
fen wurden oder dies in internationalen 
Verträgen festgelegt ist." 

5. Dem § 15 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) Zeiten, die gemäß § 14 anwartschaftsbegrün­
dend sind, können zur Rahmenfristerstreckung 
nicht mehr herangezogen werden." 

6. § 1 6  Abs. 1 lit. g lautet: 

"g) des Aufenthaltes im Ausland, soweit nicht 
Abs. 3 oder Regelungen auf Grund interna­
tionaler Verträge anzuwenden sind," 

7. Dein-§ 18 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

,,(7) Die Voraussetzungen nach Abs. 6 lit. a und e 
sind auch erfüllt, wenn 

a) die Einrichtung ersatzweise, falls das Unter­
nehmen infolge von Insolvenztatbeständen im 
Sinne des § 1 Abs. 1 des Insolvenz_Entgeltsi­
cherungsgesetzes, BGBI. Nr. 324/1977, dazu 
nicht in der Lage ist, durch eine Gebietskör" 
perschaft oder eine andere geeignete j�risti­
sche Person bereitgestellt wird und 
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b) dem Arbeitslosen in diesen Fällen eine 
Zuschußleistung vom Träger der Einrichtung 
während seiner Zugehörigkeit zu ihr gewährt 
wird. Vor Festsetzung dieser Zuschußleistung 
sind die in Betracht kommenden kollektivver­
tragsfähigen Körperschaften der Dienstgeber 
und Dienstnehmer anzuhören." 

8. Im § 19 Abs. 1 erster Satz entfallen die Worte 
"auf . Anmeldung" und sind die Worte "die 
Anmeldung" durch die Worte "die Geltendma­
chung" zu ersetzen. 

9. § 19 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

"Die Frist nach lit. a verlängert sich um Ruhenszeit­
räume gemäß § 16 Abs. 1 und um Zeiträume einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit, eines arbeitslosen­
versicherungsfreien Dienstverhältnisses oder einer 
Ausbildung, durch die der Arbeitslose überwiegend 
in Anspruch genommen wurde." 

10. §21 Abs. 7 lautet: 

,,(7) Wird die Anwartschaft auf Arbeitslosengeld 
durch Heranziehung von Zeiten im Ausland gemäß 
§ 14 Abs. 5 erfüllt, so gilt für die Festsetzung der 
Lohnklasse nach Abs. 1: 

1. War de� Arbeitslose nach seiner Beschäftigung 
im Ausland mindestens vier Wochen im Inland 
beschäftigt, so ist das im Inland erzielte 
Entgelt maßgeblich .. 

2. War der Arbeitslose nach seiner Beschäftigung 
im Ausland weniger als vier Wochen im Inland 
beschäftigt, so ist das Entgelt maßgeblich, das 
am Wohnort oder Aufenthaltsort des Arbeits­
losen für eine Beschäftigung üblich ist, die der 
Beschäftigung, die er zuletzt im Ausland 
ausgeübt hat, gleichwertig oder vergleichbar 
1st. 

3. War der Arbeitslose Grenzgänger, so ist das im 
Ausland erzielte Entgelt maßgeblich." 

11. Im § 22 Abs� 1 sind. nach dem Wort 
"Bauern-Sozialversicherungsgesetz" die Worte 
"bzw. dem Bundesgesetz über die Sozialversiche­
rung freiberuflich selbständig Erwerbstätiger, BGBI. 
Nr. 624/1978," einzufügen. 

12. § 23 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

"Der Übergang des Anspruches wird bis zur Höhe 
der nachzuzahlenden Beträge wirksam und ist 
vorrangig zu befriedigen." 

13. § 25 Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Der Empfänger einer Leistung nach diesem 
Bundesgesetz ist auch zum Ersatz des unberechtigt 
Empfangenen zu verpflichten, wenn sich auf Grund 
seines bzw. seines Angehörigen nachträglich vorge­
legten Einkommensteuerbescheides ergibt, daß die 

'Leistung nicht oder nicht in dieser Höhe gebührte." 

14. Dem § 26 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Der Bezug von Karenzurlaubsgeld schließt 
den Anspruch auf weitere Leistungen nach § 6 
Abs. 1 aus." . 

15. § 26 a Abs. 1 Z 2 lautet: 

,,2. Väter, die im Bezug von Arbeitslosengeld, 
Notstandshilfe oder Karenzurlaubsgeld ste­
hen, wenn die Voraussetzungen nach Z 1 lit. c 
erfüllt sind, " 

16. Im § 26 a Abs. 3 wird der Ausdruck ,,§ 26 
Abs. 2 bis 4" durch den Ausdruck,,§ 26 Abs. 2 bis 5" 
ersetzt. 

17. Im § 27 Abs. 4 sind die Worte "Vater des 
unehelichen Kindes" durch die Worte "Vater des 
Kindes" zu ersetzen. 

18. Dem § 31 a wird folgender Abs. 9 angefügt: 

,,(9) Nimmt ein Elternteil im zweiten Lebensjahr 
des Kindes keinen Karenzurlaub, aber eine 
Teilzeitbeschäftigung in Anspruch, die nicht gemäß 
§ 15 c des Mutterschutzgesetzes oder § 8 des 
Eltern-Karenzurlaubsgesetzes oder gleichartigen 
österreichischen Vorschriften vereinbart wurde, so 
sind die Abs. 1 bis 7 mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, daß die Arbeitszeit der Teilzeitbe­
schäftigung drei Fünftel der für die Beschäftigung 
maßgeblichen gesetzlichen oder in einem Kollektiv­
vertrag festgesetzten wöchentlichen Normalarbeits­
zeit nicht übersteigen darf," 

19. § 33 Abs. 3 entfällt. Die bisherigen Abs.,4 und 
5 erhalten die Absatzbezeichnung ,,(3)"  und ,,(4)". 

20. Dem § 33 Abs.4 wird folgender Satz 
angefügt: 

"Die vorstehende Frist verlängert sich um Ruhens­
zeiträume gemäß § 16 Abs. 1 und um Zeiträume 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit, eines arbeits­
losenversicherungsfreien Dienstverhältnisses oder 
einer Ausbildung, durch· die der Arbeitslose 
überwiegend in Anspruch genommen wurde." 

21. § 34 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Für den Anspruch auf Notstandshilfe stehen 
den Arbeitslosen, die die österreichische Staatsbür­
gerschaft besitzen, folgende Arbeitslose gleich: 

1. Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des am 
28. Juli 1951 in Genf uriterzeichneten Abkom­
mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge; 

2. Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des am 
28. September 1954 in New York unterzeich" 
neten Abkommens über die Rechtsstellung der' 
Staatenlosen; 

3. Personen, die im Bereich des gegenwärtigen 
Staatsgebietes der Republik Österreich gebo­
ren sind und in diesem Gebiet seither 
ununterbrochen ihren Wohnsitz haben; 

4. Personen, die .seit 1. Jänner 1930 ununterbro­
chen im Bereich des gegenwärtigen Staatsge­
bietes der Republik Österreich ihren Wohnsitz 
haben; 

-I 
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5. ausländische Staatsbürger, soweit dies durch 
zwischenstaatliche Abkommen oder interna­
tionale Verträge geregelt ist; 

6. Inhaber von Befreiungsscheinen und ihnen 
gleichgestellte Personen nach Maßgabe des 
Abs.4; 

7. versetzte Personen; die im Besitz eines von 
einer österreichischen Behörde ausgestellten 
Personalausweises sind; 

8. Südtiroler-und Canaltaler-Umsiedler." 

22.Dem § 34 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

,,( 4) Nach Erschöpfung eines Anspruches �uf 
Arbeitslosengeld oder Karenzurlaubsgeld sind zum 
Bezug der Notstandshilfe für die Anspruchsdauer 
von 52 Wochen oder Sondernotstandshilfe für die 
Anspruchsdauer gemäß § 39 Abs. 1 zugelassen: 

1. Personen, für die im Zeitpunkt der Geltend­
machung der Notstandshilfe ein gültiger 
Befreiungsschein gemäß dem Ausländerbe­
schäftigungsgesetz, BGBI. Nr.2 18/1 975, in 
der jeweils geltenden Fassung ausgestellt ist; 

2. Personen, die nicht die ästerreichische Staats­
bürgerschaft besitzen, jedoch im Zeitpunkt der 
Geltendmachung der Notstandshilfe die V or­
aussetzungen für einen Befreiungsschein erfül­
len und für die nur deshalb kein Befreiungs­
schein ausgestellt wurde, weil ihre Beschäfti­
gung nicht dem Ausländerbeschäftigungsge­
setz unterliegt." 

23. § 36 Abs. 3 lit. B sublit. b lautet: 

"b) Bei der Ermittlung des Einkommens aus 
einern land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ist 

. § 1 40 Abs. 5 bis 9 des Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetzes sinngemäß anzuwenden." 

24. Dem § 36 Abs. 3 lit.B wird folgende sublit. e 
angefügt: 

"e) Hat der Ehepartner (Lebensgefährte bzw. die 
Lebensgefährtin) ein schwankendes Einkom­
men, wie zB Akkordverdienste, regelmäßige, 
aber ungleiche Überstundenleistungen, so 
kann der Anrechnung jeweils das durch­
schnittliche Erwerbseinkommen der letzten 
drei vollen Monate für den Anspruch auf 
Notstandshilfe für die darauffolgenden sechs 
Monate zugrunde gelegt werden. Zwischen­
zeitige Erhöhungen oder Verminderungen 
des schwankenden Einkommens _ bewirken 
keine Änderung der zuerkannten Notstands­
hilfe. Fällt das schwankende Erwerbseinkom­
men zur Gänze weg, ist der Anspruch auf 
Notstandshilfe neu zu bemessen." 

25. § 37 letzter Satz lautet: 

"Diese Frist verlängert sich um Ruhenszeiträume 
gemäß §16 Abs. 1 und um Zeiträume einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit, eines arbeitslosen­
versicherungsfreien Dienstverhältnisses oder einer 

Ausbildung, durch die der ArbeItslose überwiegend 
in A�spruch genommen wurde." 

26. § 39 mit Überschrift lautet: 

"Sondernotstandshilfe für Mütter oder Väter 

§ 39. ( 1 )  Mütter oder Väter haben Anspruch auf 
Sondernotstandshilfe bis zur Vollendung des dritten 
Lebensjahres des Kindes, wenn 

1 .  der Anspruch auf Karenzurlaubsgeld er­
schöpft ist, 

·2. sie wegen Betreuung ihres Kindes, dessen 
Geburt Anlaß für die. Gewährung des 
Karenzurlaubsgeldes war; keine Beschäfti­
gung annehmen können, weil erwiesenerma­
ßen für dieses Kind keine Unterbringungs­
möglichkeit besteht, und 

3. mit Ausnahme der Arbeitswilligkeit die übri­
gen Voraussetzungen für die Gewährung der 
Notstandshilfe erfüllt sind. 

Der Anspruch auf Karenzurlaubsgeld ist erschöpft, 
wenn das Höchstausmaß erreicht ist oder infolge 
Verzichtes (§ 26 a. Abs. 1) kein Karenzurlaubsgeld 
mehr bezogen werden kann und der Vater des 
Kindes nicht im Bezug des vollen Karenzurlaubsgel­
des gemäß § 27 steht. 

(2) Der Vater kann nur für jene Zeiträume 
Sondernoistandshilfe beziehen, für die die Mutter 
nicht ihren Anspruch geltend macht. Hinsichtlich 
eines Wechsels in der Anspruchsberechtigung beim 
Bezug der Sondernotstandshilfe gilt § 26 a Abs. 2. 

(3) Im übrigen sind die Bestimmungen über die 
Notstandshilfe, soweit im folgenden nicht anders 
bestimmt ist, anzuwenden. Hinsichtlich des Ruhens 
der Sondernotstandshilfe gilt § 29 sinngemäß. 

(4) ArbeitSlosigkeit ist auch während der Zeit 
eines Urlaubes gegen Entfall der Bezüge anzuneh­
men." 

27.§ 41 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Leistungsbeziehern, die während des Bezu­
ges von Leistungen nach diesem Bundesgesetz 
erkranken oder sich in Anstaltspflege befinden, 
gebührt, wenn sie in den ersten drei Tagen auf 
Grund der für die Krankenversicherung maßgeben­
den Bestimmungen kein Krankengeld erhalten, die 
bisher bezogene Leistung für diese Zeit." 

28. § 4 1  Abs. 5 lautet: 

,,(5) Leistungen der Krankenversicherung werden 
direkt aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung 
getragen, wenn . 

1.  einem Antragsteller auf Leistungen nach 
diesem Bundesgesetz vorn Arbeitsamt nach der 
Abgabe des Antrages zur Bearbeitung ein 
Krankenschein ausgestellt wurde, 

2. der Antragsteller Leistungen der Krankenver­
sicherung in Anspruch genommen hat, 

3. der Antrag aber abgelehnt wird, 
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4. kein Krankenversicherungsschutz auf Grund 
sonstiger gesetziicher Bestimmungen besteht 
und 

5. der Antragsteller vom Kiankenversicherungs­
träger oder einem Spital bzw. Spitalserhalter 
zum Ersatz der Kosten in Anspruch genom­
men wird. 

Die Entscheidung darüber trifft das zuständige 
Landesarbeitsamt. Antragsberechtigt ist der Arbeits­
lose oder der Krankenversicherungsträger. Die 
Zahlung erfolgt an die Stelle, welche den 
Kostenersatz begehrt." 

29. Der bisherige §.44 erhält die Absatzbezeich­
nung ,,(1) ". Als neuer Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) Ist auf Grund internationaler Verträge bei 
einem Wohnsitz im Ausland der Bezug von 
Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe im Inland 
zulässig, so ist das Arbeitsamt zuständig, in dessen 
Bezirk der Arbeitslose zuletzt beschäftigt war. Dies 
gilt auch für die Geltendmachung des Anspruches 
(§ 46), die Einhaltung der Kontrollmeldungen 
(§ 49) und die Erfüllung der Meldepflicht (§ 50). 
Das gleiche gilt sinngemäß für den Bezug eines 
Pensionsvorschusses gemäß § 23. Für die Kranken­
versicherung des Leistungsbeziehers (§ 40 Abs. 1) ist 
die Gebietskrankenkasse nach dem Sitz des 
Arbeitsamtes zuständig." 

30. § 47 Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Ausfertigungen, die im Wege der automationsun­
terstützten Datenverarbeitung erstellt wurden, 
bedürfen weder einer Unterschrift noch einer 
Beglaubigung. ". 

31. § 58 mit Überschrift lautet: 

"Verfahren in Angelegenheiten des 
Karenzurlaubsgeldes, der Teilzeitbeihilfe für 

unselbständig erwerbstätige Mütter, der 
Notstandshilfe und der Sondernotstandshilfe 

§ 58. Auf das Verfahren in Angelegenheiten des 
Karenzurlaubsgeldes und der Teilzeitbeihilfe für 
unselbständig erwerbstätige Mütter ist dieser Artikel . 
mit Ausnahme der' §§ 48 und 49 sinngemäß 
anzuwenden. Der Antrag auf Karenzurlaubsgeld 
oder Teilzeitbeihilfe für unselbständig erwerqstätige 
Mütter (§ 46) kann auch durch einen Vertreter 
eingebracht werden." 

Artikel 11 

Das Sönderunterstützungsgesetz, BGB!. 
Nr. 64211973, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGB!. Nr. 412/1 990, wird wie folgt geän­
dert: 

Der bisherige § 8 erhält die Absatzbezeichnung 
,,(1 ) ". Als neuer Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) Ist auf Grund internationaler Verträge bei 
einem Wohnsitz im Ausland der Bezug von 
Soriderunterstützung im Inland zulässig, so ist das 
Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk der Arbeits­
lose zuletzt beschäftigt war. Dies gilt auch für die 
. Geltendmachung des Anspruches, die Einhaltung 
der Kontrollmeldungen und die Erfüllung der 
Meldepflicht. Für die Krankenversicherung des 
Leistungsbeziehers (§ 7 Abs. 1 Z 1) ist die Gebiets­
krankenkasse nach dem Sitz des Arbeitsamtes 
zuständig." 

ArtikelIII 
Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1992 in Kraft. 
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